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VERFAHRENSVERMERKE

Aufstellung

Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB 28.04.2026

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gem. § 2 Abs.
1 BauGB

21.05.2026

Veröffentlichung im Internet

Billigung des Entwurfs für die Beteiligung 28.04.2026

Ortsübliche Bekanntmachung der Beteiligung der Öffentlich-
keit gem. § 3 Abs. 2 BauGB

21.05.2026

Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB Von 22.05.2026 bis 26.06.2026

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB sowie der Nachbargemein-
den gem. § 2 Abs. 2 BauGB

Von 20.05.2026 bis 26.06.2026

Abwägungsbeschluss und Satzungsbeschluss

Abwägung aller öffentlichen und privaten Belange gem. § 1
Abs. 7 BauGB und Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB

28.07.2026

Ausfertigung

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit seinen Festsetzungen durch Zeichnung,
Farbe, Schrift und Text mit den hierzu ergangenen Beschlüssen des Gemeinderates übereinstimmt.

Hiermit wird der Bebauungsplan ausgefertigt.

Gemeinde Kronau, den 30.07.2026 DER BÜRGERMEISTER

SIEGEL

___________________________

Frank Burkard, Bürgermeister

Bekanntmachung und Inkrafttreten

Ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses
gem. § 10 Abs. 3 BauGB

06.08.2026

Mit der Bekanntmachung ist der Bebauungsplan in Kraft getreten. Ab diesem Zeitpunkt wird der Bebau-
ungsplan gemäß § 10 Abs. 3 BauGB zu jedermanns Einsicht im Rathaus der Gemeinde Kronau bereitge-
halten und über seinen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben.
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BESTANDTEILE

Bestandteile

 01 Satzung

 02 Zeichnerischer Teil

 03 Textlicher Teil mit

A Planungsrechtlichen Festsetzungen

B Hinweisen

 04 Begründung
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RECHTSGRUNDLAGEN

 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zu-
letzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) geändert
worden ist.

 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung –
BauNVO) in der Fassung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist.

 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planin-
halts (Planzeichenverordnung – PlanZV) in der Fassung vom vom 18. Dezember 1990
(BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl.
2025 I Nr. 189) geändert worden ist.

 Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24. Juli 2000,
die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Februar 2026 (GBl. 2026 Nr. 13) geändert
worden ist.

 Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 16. März 2026.
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SATZUNG

Gemeinde Kronau

7. Änderung des Bebauungsplans

„Lachenäcker - Krautgärten - Göbenäcker“

Der Gemeinderat der Gemeinde Kronau hat am 28.07.2026

a) aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches – BauGB – in der Fassung vom 3. November 2017
(BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 22. Dezember 2025 (BGBl.
2025 I Nr. 348) geändert worden ist.

b) in Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg – GemO – in der Fas-
sung vom 24. Juli 2000, die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Februar 2026 (GBl.
2026 Nr. 13) geändert worden ist.

die Bebauungsplan-Änderung „Lachenäcker - Krautgärten - Göbenäcker“ als Satzung beschlos-
sen.

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich

Für den räumlichen Geltungsbereich der Satzung ist der zeichnerische Teil des Bebauungsplans
vom 03.07.2026 maßgebend. Er ist Bestandteil der Satzung.
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§ 2 Bestandteile der Satzung

Bebauungsplan, bestehend aus:

1. dem Zeichnerischen Teil (02), Maßstab 1:500, in der Fassung vom 03.07.2026,

2. dem Textteil (03) mit
A Planungsrechtlichen Festsetzungen (S. 2-4),
B Hinweisen (S. 5-9)

in der Fassung vom 03.07.2026,

Beigefügt ist:

 eine gemeinsame Begründung (04, in der Fassung vom 03.07.2026)

§ 3 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit der ortsüblichen Bekanntmachung in Kraft
(§ 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB).
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A PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
Im Geltungsbereich der 7. Bebauungsplanänderung „Lachenäcker - Krautgärten - Gö-
benäcker“ werden die planungsrechtlichen Festsetzungen des Bebauungsplans „La-
chenäcker – Krautgärten - Göbenäcker“ (in Kraft getreten 1952) in vollem Umfang durch
die nachfolgenden Festsetzungen ersetzt.

1. Art der baulichen Nutzung

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1-15 BauNVO

Die Art der baulichen Nutzung ist im zeichnerischen Teil in der Nutzungsschablone fest-
gesetzt.

1.1. Allgemeines Wohngebiet

§ 4 BauNVO, § 1 Abs.  6 und 9 BauNVO

(1) Allgemein zulässig sind:

 Wohngebäude,

 die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speise-
wirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe,

 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche
Zwecke.

(2) Ausnahmsweise zulässig sind:

 Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,

 Anlagen für Verwaltungen.

(3) Unzulässig sind:

 Gartenbaubetriebe,

 Tankstellen.

2. Maß der baulichen Nutzung

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16-21a BauNVO

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Höhe baulicher Anlagen, die Grundflä-
chenzahl (GRZ), die Zahl zulässiger Vollgeschosse und die Geschossflächenzahl (GFZ)
festgesetzt.
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2.1. Höhe baulicher Anlagen

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 Abs. 6 BauNVO, § 18 BauNVO

(1) Die zulässige Gebäudehöhe (GHmax) von Hauptgebäuden ist im zeichnerischen
Teil in der Nutzungsschablone als Höchstmaß festgesetzt.

(2) Die Höhen werden bemessen zwischen dem unteren und dem oberen Bezugs-
punkt.

(3) Der untere Bezugspunkt ist die Höhe der erschließenden öffentlichen Verkehrsflä-
che an der Grundstücksgrenze senkrecht gemessen zur Gebäudemitte. Da der
Geltungsbereich von mehreren öffentlichen Verkehrsflächen erschlossen wird gilt
in diesem Fall die Göbenstraße als maßgeblich.

(4) Der obere Bezugspunkt für die Gebäudehöhe ist der höchste Punkt eines Gebäu-
des. Bei geneigten Dächern ist dies die Oberkante des Firstes, bei Flachdächern
die Oberkante des Daches einschließlich der Attika.

(5) Garagen, Carports und Nebenanlagen dürfen eine Traufhöhe von 3,5 m, gemes-
sen von der Oberkante des an das Gebäude angrenzenden fertiggebauten Gelän-
des auf Seite der Göbenstraße, nicht überschreiten.

(6) Die maximale Gebäudehöhe sowie die maximale Höhe von Garagen, Carports
und Nebenanlagen dürfen ausnahmsweise durch Anlagen, die der Energiegewin-
nung dienen und anderen technischen Anlagen, um maximal 0,8 m überschritten
werden.
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2.2. Grundflächenzahl

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 19 BauNVO, § 21a BauNVO

(1) Die Grundflächenzahl ist im zeichnerischen Teil in der Nutzungsschablone als
Höchstmaß festgesetzt.

2.3. Vollgeschosse und Geschossflächenzahl

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 20 BauNVO, § 21a BauNVO

(1) Die zulässige Zahl an Vollgeschossen sowie die Geschossflächenzahl sind im
zeichnerischen Teil in der Nutzungsschablone als Höchstmaß festgesetzt.

(2) Bei der Ermittlung der Zahl der Vollgeschosse sind Garagengeschosse nicht auf
die Zahl der zulässigen Vollgeschosse anzurechnen (§ 21a Abs. 1 BauNVO).

(3) Bei der Ermittlung der Geschossflächenzahl bleiben Garagengeschosse sowie die
Flächen von Stellplätzen und Garagen in Vollgeschossen unberücksichtigt (§ 21a
Abs. 4 BauNVO).

3. Bauweise
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §§ 22 BauNVO

(1) Die Bauweise ist im zeichnerischen Teil in der Nutzungsschablone festgesetzt.

(2) a = abweichende Bauweise:

Es gilt die abweichende Bauweise im Sinne einer einseitig seitlichen Grenzbebau-
ung an die westliche Grundstücksgrenze („Haus-Hof-Bauweise“).

4. Überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksfläche
§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO, § 12 BauNVO u. § 14 BauNVO

(1) Die überbaubare Grundstücksfläche ist im zeichnerischen Teil durch Baugrenzen
festgesetzt.

(2) Baugrenzen

 An Hauptgebäude angrenzende Terrassen inkl. Unterbau, die in ihrer Ge-
samthöhe die Fertigfußbodenhöhe des Erdgeschosses des zugehörigen
Hauptgebäudes nicht überschreiten, sind außerhalb der Baugrenzen aus-
nahmsweise zulässig.

5. Verkehrsflächen
§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

(1) Die Straßenbegrenzungslinie ist im zeichnerischen Teil festgesetzt.
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B HINWEISE

1. Artenschutz bei Baumaßnahmen

Es wird auf die artenschutzrechtlichen Bestimmungen des Bundesnaturschutzgesetzes
hingewiesen. Insbesondere zu beachten sind die Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 Nr.
1-4 BNatSchG. Bei Baumaßnahmen sind rechtzeitig durch fachkundige Personen mögli-
che Vorkommen zu untersuchen und die erforderlichen Artenschutzmaßnahmen durch-
zuführen. Dies gilt für Jedermann, also auch für Privatpersonen.

2. Vermeiden von Vogelschlag an Glasflächen

Es wird empfohlen an Fensterfronten, Fassadenöffnungen und Balkonen mit Glasflächen
von > 2 m² und > 50 cm Breite ohne Rahmenunterteilung geeignete Maßnahmen und Ma-
terialien gemäß dem Stand der Technik zu ergreifen bzw. zu verwenden, um Vogelschlag
an Glasflächen zu vermeiden.

Geeignete Maßnahmen gemäß dem Stand der Technik sind insbesondere:

 Verwendung von Glas mit geringem Außenreflexionsgrad < 15 %
 Vermeidung von Durchsicht durch halbtransparentes Glas (bearbeitet bzw. ge-

färbt), hochwirksames Muster (gemäß Kategorie A der österreichischen Norm ONR
191040 zur Verwendung im deutschsprachigen Raum) oder Folien

 Einzelne Greifvogel-Silhouetten an Fenstern sowie UV-Markierungen sind nicht
ausreichend wirksam und somit ungeeignet

Zum aktuellen Stand der Technik siehe Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwar-
ten http://www.vogelschutzwarten.de/glasanflug.htm, Schweizerische Vogelwarte Sem-
pach https://vogelglas.vogelwarte.ch sowie Wiener Umweltanwaltschaft https://wua-
wien.at/naturschutz-und-stadtoekologie/vogelanprall-an-glasflaechen.

3. Pflicht zur Installation von Photovoltaikanlagen

Das Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-Württemberg (KlimaG BW)
verpflichtet Bauherrinnen und Bauherren bei Neubau und bei grundlegender Dachsanie-
rung eines Gebäudes sowie beim Neubau von offenen Parkplätzen zur Installation von
Photovoltaikanlagen auf geeigneten Dach- bzw. Parkflächen.

Die Verordnung des Umweltministeriums zu den Pflichten zur Installation von Photovol-
taikanlagen auf Dach- und Parkplatzflächen (PVPf-VO) trifft nähere Regelungen zum Voll-
zug dieser Verpflichtung, insbesondere im Hinblick auf Flächeneignung und Mindestum-
fang der PV-Anlagen.

https://wua-wien.at/naturschutz-und-stadtoekologie/vogelanprall-an-glasflaechen
https://wua-wien.at/naturschutz-und-stadtoekologie/vogelanprall-an-glasflaechen
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Auf die Bestimmungen des KlimaG BW und der PVPf-VO wird hingewiesen. Sie gelten für
jedermann und sind zu beachten.

4. Bodenfunde

Auf die Regelungen der §§ 20 und 27 DSchG wird verwiesen. Sollten bei der Durchführung
vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Befunde entdeckt werden, ist dies
gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde oder der Gemeinde anzuzei-
gen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.)
oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind
bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu er-
halten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstan-
den ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei
der Sicherung und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristi-
gen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen.

5. Grundwasser und Wasserversorgung

Wasserschutzgebiet ZV Gruppenwasserversorgung Hohberg

Für eine eventuell erforderliche Grundwasserhaltung ist rechtzeitig vor Baubeginn eine
wasserrechtliche Erlaubnis beim Landratsamt Karlsruhe, Amt für Umwelt und Arbeits-
schutz zu beantragen.

Bau und Betrieb von Grundwasser-Wärmepumpenanlagen bzw. Erdwärmegewinnungs-
anlagen bedürfen einer wasserrechtlichen Erlaubnis. Die Genehmigungsfähigkeit ist früh-
zeitig beim Landratsamt Karlsruhe, Amt für Umwelt und Arbeitsschutz, zu erfragen.

6. Nicht überbaute Flächen der bebauten Grundstücke

Gemäß § 9 Abs. 1 LBO müssen nicht überbaute Flächen bebauter Grundstücke Grünflä-
chen sein, soweit diese Flächen nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt wer-
den. Gemäß § 21a NatSchG sind Schotterungen grundsätzlich keine andere zulässige Ver-
wendung im Sinne des § 9 Abs. 1 LBO.

7. Stromversorgung

Innerhalb und außerhalb des Plangebietes sind Versorgungsleitungen der Netze BW vor-
handen.

Eine Leitungsauskunft des Bestandsnetzes kann online (http://www.netze-bw.de/lei-
tungsauskunft) oder über das Postfach Leitungsauskunft-Nord@netze-bw.de in verschie-
denen Dateiformaten angefordert werden.
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Evtl. bestehende dingliche Sicherungen für die Bestandsanlagen sind zu erhalten oder im
Zuge des Verfahrens neu zu begründen.

Die Stromversorgung für das Gebiet kann voraussichtlich aus dem bestehenden Versor-
gungsnetz erfolgen. Ob und in welchem Ausmaß ggf. eine Netzerweiterung erforderlich
ist, kann erst festgelegt werden, wenn der elektrische Leistungsbedarf dieses Bereiches
bekannt ist. Das Stromversorgungsnetz wird als Kabelnetz ausgeführt.

Für die Stromversorgung wichtige Versorgungseinrichtungen wie z. B. Kabelverteiler-
schränke dürfen auf als nicht überbaubar ausgewiesenen Flächen errichtet werden.
Diese sind zum aktuellen Planungsstatus in Art und Anzahl noch nicht bekannt.

Vor Ausschreibung der Ausführung wird ein Koordinierungsgespräch mit sämtlichen Ver-
sorgungsträgern empfohlen.

Die Herstellung des elektrischen Versorgungsnetzes erfolgt durch ein von der Netze BW
GmbH beauftragtes, qualifiziertes Unternehmen. Bei der Ausführungsplanung ist der
hierfür erforderliche zeitliche Aufwand bei der Netze BW GmbH zu erfragen und im Bau-
zeitenplan zu berücksichtigen.

Zur Vermeidung von Schäden an bestehenden Versorgungsleitungen sind die Baufirmen
dazu angehalten rechtzeitig vor Baubeginn die entsprechenden Lagepläne bei der Netze
BW GmbH anzufordern und einzuholen.

8. Geotechnik

Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung ge-
eignet sind, sowie mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten
des Untergrundes ist zu rechnen. Ggf. vorhandene organische Anteile können dort zu zu-
sätzlichen bautechnischen Erschwernissen führen. Der Grundwasserflurabstand kann
bauwerksrelevant sein.

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbei-
ten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit
des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden objektbe-
zogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates
Ingenieurbüro empfohlen.

9. Regenwasserbewirtschaftung

Gemäß WHG § 55 (2) soll Niederschlagswasser ortsnah versickert, oder direkt oder über
eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet wer-
den. Entsprechend der weiteren Forderung im WHG § 57 (1), Pkt. 1 sind alle möglichen
Maßnahmen zur Regenwasserbewirtschaftung und damit zur Minimierung der Einlei-
tungswassermengen in die öffentliche Kanalisation zu ergreifen.
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Daher werden die folgenden lokalen Regenwasserbewirtschaftungsmaßnahmen emp-
fohlen:

 Herstellung von Gründächern
 Ausbildung der befestigten Flächen (Hofflächen, Stellplätze für Fahrzeuge) mit

wasserdurchlässigen Materialien
 Muldenversickerung von Niederschlagswasser über die belebte Bodenzone vor-

handener oder nach der Entsiegelungs- und Begrünungsmaßnahmen entstehen-
der Grünflächen auf dem Grundstück

Es sollte im Vorfeld überprüft werden ob die Boden- und Grundwasserverhältnisse eine
schadlose Versickerung des Niederschlagswassers ermöglichen.

Niederschlagswasser wird schadlos beseitigt, wenn es flächenhaft oder in Mulden auf
mindestens 30 cm mächtigen bewachsenen Boden in das Grundwasser versickert wird.
Um eine schadlose Versickerung des Niederschlagswassers stattfinden zu können, muss
ausreichend Fläche für eine oberirdische Versickerungsanlage vorhanden sein bzw. von
Bebauung freigehalten werden.

Für die schadlose dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser in Wohngebieten ist
keine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. Die Darstellung der schadlosen Versicke-
rung des Niederschlagswassers ist Bestandteil des Entwässerungsgesuch und mit den
Bauantragsunterlagen einzureichen. Als Planungshilfe für Planer und Bauherren ist der
Informationsflyer „Versickerung von Niederschlagswasser in Wohngebieten“ des Land-
ratsamt Karlsruhe, Amt für Umwelt und Arbeitsschutz zu beachten.

Zur Minimierung des Schadstoffaustrags bei von den Dachflächen abfließenden Nieder-
schlagswässern wird empfohlen, die Eindeckung der Dächer mit den unbeschichteten
Metallen Kupfer, Zink und Blei vorzunehmen.

Die Verordnung des Umweltministeriums über die dezentrale Beseitigung von Nieder-
schlagswasser (NiedSchlWasBesV BW) ist zu beachten.

10. Abfallrecht

Im Rahmen der Beantragung eines konkreten Bauvorhabens ist gem. § 3 Abs. 3 und 4 des
Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetzes dem Landratsamt Karlsruhe -Amt für Umwelt und
Arbeitsschutz- ein Abfallverwertungskonzept für Bodenaushub ab einem Anfall von 500
Kubikmeter vorzulegen. Die Vorlage eines Abfallverwertungskonzepts ist auch erforder-
lich, soweit der (Teil-) Abbruch bestehender Anlagen (Gebäude, Straßen, Wege, Park-
plätze etc.) im Rahmen der verfahrenspflichtigen Baumaßnahme erfolgt.

Die Formulare hierfür stehen in der neuen Version mit Stand 01.08.2023 bei der LUBW als
Link bereit und sind über das Baurechtsamt einzureichen: https://www.lubw.baden-
wuerttemberg.de/documents/10184/926515/20230801_Abfallverwertungskonzept-End-
fassung_Version+2.pdf/b05e5a32-b58a-49c9-67b06cb0239c7f49?t=1690380737172
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Grundsätzlich ist die Erzeugung von Abfällen zu vermeiden. Der Anfall von Bodenaushub
als Abfall ist so gering wie möglich zu halten (z. B. durch Erdmassenausgleich entspre-
chend den bodenschutzrechtlichen Vorgaben). Sollten dennoch Abfälle anfallen, sind
diese entsprechend der abfallrechtlichen Anforderungen ordnungsgemäß und schadlos
zu verwerten. Dies gilt auch für z. B. „übrig gebliebenen Aushub“. Dieser ist vorrangig einer
Verwertung zuzuführen. Erst wenn diese nachweislich nicht möglich ist, kann eine Besei-
tigung (Erddeponie) erfolgen. Es ist zu beachten, dass Beseitigungsabfälle andienungs-
pflichtig sind.

Hinsichtlich sowohl der Entsorgung als auch dem Einbau von mineralischen Ersatzbau-
stoffen (Bauschutt, Recyclingmaterial, Bodenaushub) in technischen Bauwerken wird auf
die Vorgaben der Ersatzbaustoffverordnung verwiesen. Die ErsatzbaustoffV ist für die Ver-
wendung von Ersatzbaustoffen in technischen Bauwerken unmittelbar anzuwenden. Aus-
nahmen vom Anwendungsbereich sind in § 1 Abs. 2 ErsatzbaustoffV aufgelistet.

Da sich das Planungsgebiet in einem Wasserschutzgebiet befindet, ist die Verwendung
von Ersatzbaustoffen grundsätzlich gem. § 22 Ersatzbaustoffverordnung voranzeige- und
dokumentationspflichtig gegenüber dem Landratsamt Karlsruhe -Amt für Umwelt und Ar-
beitsschutz-.

Die Maßgaben des Kreislaufwirtschaftsgesetzes und der Landesbauordnung für Baden-
Württemberg sind zu beachten. Demnach steht gem. § 6 Abs. 1 und § 7 Abs. 2 KrWG die
Vermeidung von Abfällen an erster Stelle und ist vorrangig vor einer Entsorgung. Hierzu
soll nach Möglichkeit ein Erdmassenausgleich vor Ort stattfinden.
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